
 

Vereinbarung nach § 72a SGB VIII      

 

Der Landkreis Oberallgäu – Jugendamt -  im Folgenden "Jugendamt" 

und 

_______________________________________________________ 

<Bezeichnung des Trägers> im Folgenden "Träger" 

schließen zur Sicherstellung des Schutzauftrags nach § 72a SGB VIII die folgende Vereinbarung: 

 

§ 1 Allgemeiner Schutzauftrag 

(1) Allgemeine Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es, Kinder und Jugendliche vor Gefahren für 

ihr Wohl zu schützen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 SGB VIII). 

(2) § 72a SGB VIII konkretisiert diesen allgemeinen staatlichen Schutzauftrag durch den Tätigkeits-

ausschluss einschlägig vorbestrafter Personen als Aufgabe der Jugendämter, und verdeutlicht die 

Beteiligung der freien Träger an dieser Aufgabe. 

 

§ 2 Einbezogene Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen 

In diese Vereinbarung sind alle Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen des Trägers einbezo-

gen, mit denen der Träger Aufgaben der Jugendhilfe gem. § 2 SGB VIII erfüllt. 

 

§ 3 Verpflichtung zur Vorlage von Führungszeugnissen 

Zur Sicherstellung der Voraussetzungen des § 72a Abs. 2, 4 SGB VIII verpflichtet sich der Träger, 

nur Personen im Sinne des § 4 der Vereinbarung zu beschäftigen, zu beauftragen oder ehrenamtlich 

einzusetzen, von denen er sich zu Beginn und danach in der Regel alle fünf Jahre ein erweitertes 

Führungszeugnis (FZ) nach §§ 30 Abs. 5, 30a Abs. 1 BZRG hat vorlegen lassen. 

 

§ 4 Erfasster Personenkreis 

(1) Erfasst sind alle vom Träger haupt- bzw. nebenberuflich beschäftigten oder beauftragten Perso-

nen, die unmittelbar oder mittelbar Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe wahrnehmen. Personen, 

die vom Träger der freien Jugendhilfe im Einzelfall gegen Entgelt mit der Aufgabenwahrnehmung 

nach dem SGB VIII betraut werden, ohne aber Angestellte zu sein (z. B. Honorarkräfte, Werkauf-

tragnehmer), werden ebenfalls erfasst. Davon ausgenommen sind Personen, die nicht in einem 

Kontakt zu Minderjährigen stehen (z.B. Supervisoren). 



(2) Weiterhin erfasst sind gem. § 72a Abs. 4 SGB VIII unter Verantwortung des freien Trägers tätige 

neben- oder ehrenamtliche Personen, die in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugend-

hilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigen, betreuen, erziehen oder ausbilden oder einen ver-

gleichbaren Kontakt haben. Bei diesen Personen ist im Einzelfall zu entscheiden, bei welchen Tä-

tigkeiten auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern und Jugendlichen aus-

nahmsweise auf die Einsichtnahme in das erweiterte FZ verzichtet werden darf. 

 

Hierfür werden folgende Beurteilungskriterien vereinbart: 

Bestehen vertrauensbildende und kontaktintensive Situationen, die ausgenutzt oder missbraucht 

werden können, erhöht sich das Gefährdungspotenzial für Übergriffe gegenüber Kindern und Ju-

gendlichen. Es können jedoch auch unabhängig vom Aufbau eines besonderen Vertrauensverhält-

nisses Situationen bestehen, die allein aufgrund des potenziell möglichen Näheverhältnisses vom 

Täter / von der Täterin ausgenutzt und missbraucht werden können. Im Regelfall entstehen bei der 

Wahrnehmung auch von neben- und ehrenamtlichen Aufgaben im Wirkungskreis der Kinder- und 

Jugendhilfe sehr schnell Situationen, die wegen der Vertrauensstellung oder des intensiven Kon-

takts zu den Minderjährigen ausgenutzt werden könnten. Von daher wird empfohlen, im Regelfall 

ein erweitertes FZ einzuholen. 

Im begründeten Einzelfall kann aber von der Einholung eines erweiterten FZ abgesehen werden, 

wenn bei einer Tätigkeit des/der ehrenamtlichen Helfers/Helferin wegen der Art, der Intensität oder 

der Dauer der Aufgabenwahrnehmung ein mögliches Gefährdungspotenzial nahezu ausgeschlos-

sen werden kann. 

Zur Abgrenzung, wann im Einzelfall von der Einholung eines erweiterten FZ abgesehen werden 

kann, werden folgende Kriterien an die Hand gegeben. 

Insbesondere kann abgesehen werden, wenn die: 

 

(a) Art des Kontaktes kein oder nur minimales Gefährdungspotenzial aufweist. 

Bestimmendes Merkmal ist, dass keine Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung, Ausbildung oder 

vergleichbare Kontakte stattfinden. Maßgeblich ist hierbei der pädagogische Kontext, in dem die 

Tätigkeit stattfindet. 

Ein Hierarchie- oder Machtverhältnis darf nicht vorliegen, denn damit wird das Abhängigkeitsverhält-

nis zwischen dem Neben-/Ehrenamtlichen und dem Kind oder Jugendlichen erhöht, wodurch das 

Gefährdungspotenzial deutlich gesteigert sein kann. Von einem Hierarchie- oder Machtverhältnis ist 

regelmäßig auszugehen, wenn eine steuernde, anlernende, fortbildende, Wissen vermittelnde oder 

pflegende Tätigkeit besteht. 

 

Bei der Tätigkeit von Jugendlichen (14–17 Jahre) als Neben- oder Ehrenamtliche kann auch die 

Bewertung der Altersdifferenz zu dem betreuten oder beaufsichtigten Kind bzw. Jugendlichen eine 

Rolle spielen. Das Risiko, dass ein Hierarchie- oder Machtverhältnis oder eine besondere Vertrau-

enssituation entsteht, welche zu einem sexuellen Übergriff ausgenutzt oder missbraucht werden 

könnte, kann bei einer sehr geringen Altersdifferenz eher verneint werden. 

 



Bei der Entscheidung über das Absehen von einer Einsichtnahme in das erweiterte FZ ist zu be-

rücksichtigen, ob die Kinder und/oder Jugendlichen, zu denen über die Tätigkeit im Einzelfall Kontakt 

besteht, besondere Merkmale aufweisen (z. B. Kleinkindalter, Einschränkungen aufgrund besonde-

rer persönlicher Merkmale oder einer Behinderung). Sofern diese Merkmale ein besonderes Abhän-

gigkeitsverhältnis oder Schutzbedürfnis vermitteln, sollte die Einsicht in ein erweitertes FZ verlangt 

werden. 

 

(b) Intensität des Kontaktes kein oder nur minimales Gefährdungspotenzial aufweist. 

Das Gefährdungspotenzial wird regelmäßig geringer sein, wenn die Tätigkeit von mehreren Perso-

nen ausgeübt wird. Hier findet eine Form von sozialer Kontrolle statt, die die Gefahr eines Übergriffs 

während der Tätigkeit mindern kann (z. B. Leitung einer Kindergruppe im Team gegenüber einer 

alleinigen Leitung). Gleiches gilt dahingehend, ob die Tätigkeit in einem offenen oder in einem ge-

schlossenen Kontext stattfindet – sowohl bezogen auf die Räumlichkeiten, ob diese von außen ein-

sehbar (z. B. Schulhof, Open-Air-Veranstaltung, öffentlich zugängliche Halle, Spielfest) oder abge-

schlossen, vor öffentlichen Einblicken geschützt sind (z. B. Übungsräume im kulturellen Bereich, 

Wohnbereich von Kindern und Jugendlichen in Heimen), als auch auf die strukturelle Zusammen-

setzung bzw. Stabilität der Gruppe, ob diese sich regelmäßig ändert (z. B. offener Jugendtreff) oder 

konstant bleibt (z. B. Ferienfreizeit, Zeltlager). Bei sehr offenen Kontexten kann daher im Einzelfall 

von der Vorlage abgesehen werden. 

 

Ein geringerer Grad der Intensität kann bei einer ausschließlichen Tätigkeit in einer Gruppe gegeben 

sein. Während bei Tätigkeiten mit nur einem einzelnen Kind oder Jugendlichen regelmäßig ein be-

sonderer Grad der Intensität anzunehmen ist (z. B. Nachhilfeunterricht, Einzelpate/in, Musikunter-

richt eines einzelnen Kindes/Jugendlichen). 

Je nach konkreter Art der Tätigkeit kann eine besondere, gefahrenerhöhende Intensität bei der Be-

aufsichtigung und Betreuung von Kindern und Jugendlichen entstehen, wenn hierfür eine gewisse 

Intimität oder ein Wirken in der Sphäre des Kindes oder Jugendlichen erforderlich ist (z. B. Windeln 

wechseln, Begleitung beim Toilettengang, Unterstützung beim Ankleiden). In diesen Fällen sollte auf 

jeden Fall die Einsicht in ein erweitertes FZ verlangt werden. 

(c) Dauer des Kontaktes kein oder nur minimales Gefährdungspotenzial aufweist. 

Um ein besonderes Vertrauensverhältnis aufbauen zu können, ist eine gewisse Dauer oder Regel-

mäßigkeit der Tätigkeit nötig. Von daher ist bei Tätigkeiten, die nur einmalig, punktuell oder gele-

gentlich stattfinden, das Gefährdungspotenzial in der Regel deutlich geringer, so dass nach Einzel-

fallprüfung von einer Einsichtnahme in das erweiterte FZ abgesehen werden kann. Bei der Bewer-

tung der Dauer muss allerdings auch berücksichtigt werden, ob es sich jeweils um dieselben Kinder 

oder Jugendlichen handelt, mit denen durch die Tätigkeit für eine gewisse Dauer der Kontakt be-

steht, oder ob diese regelmäßig wechseln. 

Zu beachten gilt es, dass auch eine einmalige Tätigkeit eine gefahrenerhöhende Zeitspanne umfas-

sen kann, die die Vorlage eines erweiterten FZ erforderlich macht (z. B. einmalige Betreuung von 

Kindern/Jugendlichen bei einer längeren Ferienfreizeit). 

 

 



§ 5 Tätigkeitsausschluss 

Der Träger verpflichtet sich, sicherzustellen, dass er keine Person haupt- oder nebenberuflich be-

schäftigt bzw. ehrenamtlich mit Kontakt zu Kindern und Jugendlichen einsetzt, sofern diese Person 

i. S. d. § 72a Abs. 1 SGB VIII rechtskräftig verurteilt ist. 

 

§ 6 Kostentragung 

Der Kostenaufwand des Trägers wird bei den Kostenvereinbarungen, Entgeltvereinbarungen oder 

bei der Förderung berücksichtigt. Auf die Möglichkeit unter bestimmten Voraussetzungen einen An-

trag auf Kostenbefreiung beim Bundesamt für Justiz zu stellen, wird verwiesen. 

 

§ 7 Datenschutz 

(1) Bei der Vorlage von Führungszeugnissen durch Beschäftigte gilt: Das Führungszeugnis darf zur 

Personalakte genommen werden. 

(2) Bei der Einsichtnahme in Führungszeugnisse Ehrenamtlicher gilt: 

Der Träger ist befugt, den Umstand der Einsichtnahme in das erweiterte FZ, das Datum des FZ 

sowie die Tatsache, dass keine einschlägigen Vorstrafen enthalten sind, zu speichern. 

Das FZ darf nicht zur Akte genommen werden. 

Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen und spätestens sechs Monate nach Been-

digung der Tätigkeit zu löschen. Wird im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit wahrge-

nommen, sind die Daten unverzüglich zu löschen. 

 

§ 8 Geltung 

Die Vereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft. 

 

Sonthofen, den ____________    _____________, den __________ 

 

_______________________     _______________________ 

<Name Jugendamtsleiter>     <Name Vereinsvorsitzender> 

Leiter des Kreisjugendamtes     Vereinsvorsitzender 


